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Antrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Diana Stachowitz, Doris Rauscher, 
Annette Karl, Margit Wild, Florian von Brunn, Volkmar Halbleib, Natascha 
Kohnen, Ruth Müller, Klaus Adelt, Horst Arnold, Inge Aures, Michael Busch, 
Martina Fehlner, Christian Flisek, Harald Güller, Alexandra Hiersemann, Florian 
Ritter, Stefan Schuster, Dr. Simone Strohmayr, Arif Taşdelen, Ruth Waldmann 
SPD 

Mobile Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der EU besser schützen III: 
Missbrauch bei Arbeitsvermittlung verhindern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich in geeigneter Weise für einen europäischen 
Rechtsakt zur privaten Vermittlung und Anwerbung von Arbeitskräften auf Basis des 
Übereinkommens 181 der Internationalen Arbeitsorganisation über private Arbeitsver-
mittler (1997) einzusetzen. 

Dabei sollen insbesondere 

─ Mindestqualitätsstandards für die Tätigkeit privater Vermittlerinnen und Vermittler 
festgelegt sowie verboten werden, den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern für 
die Vermittlungstätigkeit weder unmittelbar noch mittelbar Gebühren oder sonstige 
Kosten in Rechnung zu stellen, 

─ Vermittlungskosten vom Arbeitgeber getragen und diesem nur einmalig in Rech-
nung gestellt werden, 

─ Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von ihren Vermittlungsagenturen unabhängig 
von der Dauer ihres Vertrags vor der Abreise über ihre Arbeitsbedingungen, ihre 
Sozialversicherungsansprüche, ihre Reise und Unterbringung sowie über die am 
Arbeitsplatz geltenden Maßnahmen für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz 
und andere einschlägige Vorkehrungen in ihrer eigenen Sprache oder einer Spra-
che, die sie verstehen, informiert werden, wie es die EU-Kommission im Juli 2020 
gefordert hat, 

─ die Mitgliedstaaten über diesen Rechtsakt die Möglichkeit erhalten, zu bestimmen, 
dass die Vermittlung in bestimmten Branchen nur durch die öffentliche Arbeitsver-
waltung erfolgen darf. Bisher gilt diese Regelung nur für Saisonarbeitsbeschäftigte 
aus Drittstaaten (Art. 21, 2014/36/EU). 

 

 

Begründung: 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) stellt fest, dass mobile Beschäftigte beson-
ders von Arbeitsausbeutung und Ungleichbehandlung bedroht sind. Da die Betroffenen 
ihre Arbeitssituation nur als vorübergehend ansehen, sind sie eher bereit, schlechte 
Bedingungen zu akzeptieren.   

Auf dem Anwerbe- und Vermittlungsmarkt in der Europäischen Union (EU) müssen 
Qualität, Transparenz und Koordination zwischen allen beteiligten Akteuren hergestellt 
werden. 
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Mobile Beschäftigte in Europa werden oft über in- oder ausländische private Vermittler 
vielfach gegen hohe, teilweise monatlich zu zahlende Gebühren ins Ausland vermittelt. 
Dies ist ein bisher weitgehend ungeregelter Markt. Laut Deutschem Gewerkschafts-
bund (DGB) sind zahlreiche Missbrauchsfälle im Rahmen dieser privaten Arbeitsver-
mittlung bekannt. Starke Disparitäten bei Einkommen und Lebensstandards machen es 
möglich, dass auch ausgebildete Fachkräfte mit falschen Versprechungen über Arbeits- 
und Einkommensverhältnisse am Beschäftigungsstandort getäuscht werden können. 

Die EU muss dafür sorgen, dass sich in der privaten Vermittlung keine parallelen Un-
terbietungssysteme der Anwerbung auf Kosten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer etablieren – und zwar für alle Branchen. Gerade in der häuslichen Betreuung sind 
die monatlichen Vermittlungsgebühren häufig fast so hoch wie der ausgezahlte Lohn1. 

 

                                                           
1  Quelle Positionspapier des Deutschen Gewerkschaftsbunds (DGB) vom 25. Septem-

ber 2020: “Ausbeutung im Bereich der Saisonbeschäftigung und temporären Arbeits-
migration” 


